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Leistungszentrum des 1. FC Köln: 
Vorschlag für Ausbau im Sportpark Müngersdorf!
Am 18.6. soll der Rat darüber entscheiden,
wo der 1. FC Köln seine Sportanlagen er-
weitern darf. SPD, CDU und FDP und nach
einem Sinneswandel auch Oberbürger-
meisterin Reker unterstützen die Forde-
rung des FC nach einem Ausbau im Grün-
gürtel. Die Grünen verlangen eine Verlage-
rung in das Gewerbegebiet in Marsdorf.

DIE LINKE lehnt eine weitere Bebau-
ung im Grüngürtel ab, sieht aber auch eine
Verlagerung nach Marsdorf kritisch. Das
Gelände wird dringend benötigt, um einen
Ersatz für den Großmarkt zu schaffen, der
seinen bisherigen Standort in Raderberg
verlassen muss. Vom Großmarkt erhalten
Restaurants, kleine Gemüsehändler und
die Kölner Wochenmärkte ihre Waren.

Zur Lösung des Problems hatte DIE
LINKE bereits 2016 eine Alternative vorge-
schlagen. Damals hielten aber beide politi-
schen Lager an ihren jeweiligen Positionen
fest und mochten sich nicht auf eine Alter-
nativlösung einlassen.

Nach unserem Vorschlag soll dem 1.
FC Köln ermöglicht werden das Leistungs-
zentrum im Sportpark Müngersdorf zu

bauen, genauer: am Standort Salzburger
Weg des Sportparks Müngersdorf. Dieses
Gebiet war bereits 2012 als Standort für
den DFB-Campus in der Diskussion und
ebenso als Ausweichfläche für die Fußbal-
ler z. B. der Bunten Liga. Bis zu acht Rasen-
plätze, so die damalige Einschätzung, könn-
ten auf dieser Fläche entstehen. Dieser
Standort ist näher am Sportinternat und
am RheinEnergieStadion als alle diskutier-
ten Flächen und auch deutlich näher als
das Geißbockheim an seinem bisherigen
Standort. Mit weniger als 1,5 Kilometern
Entfernung wäre der Salzburger Weg sogar
fußläufig erreichbar. Es gibt an diesem
Standort des Sportparks Müngersdorf be-
reits mehrere Fußballplätze sowie Plätze
für Hockey und für Tennis. Um diese Spiel-
flächen herum befinden sich großenteils
Ackerflächen. Die Größe des Geländes
würde dem 1. FC Köln einen Bau der neu-
en Plätze an diesem Standort ermöglichen
(3-4 Hektar) oder sogar einen Komplettum-
zug aus dem Grüngürtel (10-12 Hektar).
Durch zeitweise Mitnutzung der bestehen-
den Sportplätze und durch Nutzung der di-

rekt angrenzenden Hunderten Stellplätze
für Besucher des RheinEnergieStadions
könnte der Flächenbedarf weiter verrin-
gert werden. Dabei ist dennoch ein großer
Abstand zur bestehenden Wohnbebauung
möglich. Lärmbelastungen könnten so ge-
ring gehalten werden. Selbst bei einem
Komplettumzug wäre zu einer derzeit nur
angedachten Wohnbebauung entlang der
Erich-Deuser-Straße eine Entfernung von
mehr als 150 Metern erreichbar. Eine gute
ÖPNV-Anbindung ist möglich, denn die Li-
nie 7 führt nur 400 Meter am Gelände vor-
bei. Es ist zu prüfen, ob hierfür eine neue
Haltestelle eingerichtet oder eine beste-
hende Haltestelle verlegt werden sollte.
Selbst bei einem Komplettumzug und der
möglichen Schaffung einer Gesamtschule
am Salzburger Weg verbleiben einige Hek-
tar freier Fläche.

DIE LINKE ist überzeugt, dass dieser
Vorschlag die Interessen der Bewohner in
der Umgebung des Sportparks Müngers-
dorf, des 1. FC Köln und den Schutz des
Grüngürtels berücksichtigt.

Wilfried Kossen

Gemeindeprüfungsanstalt NRW zu Köln

Strukturelles Defizit in der Aufgabenerfüllung 
Die Gemeindeprüfungsanstalt NRW (gpa)
hat die Arbeit der Kölner Stadtverwaltung
geprüft und nun ihren Bericht vorgelegt.
Der Bericht wurde in der Sitzung des Rech-
nungsprüfungsausschusses am 12. Mai be-
sprochen. Sogar der Präsident der Gemein-
deprüfungsanstalt Herr Heinrich Böcke-
lühr war zu der Sitzung gekommen. Ange-
sprochen auf die Krisenlage, machte er
deutlich, dass der „Verbundsatz“, der An-
teil der Kommunen an allen Einnahmen
des Landes, von 23 auf 28 % erhöht wer-
den müsste, um eine dauerhafte und stabi-
le Finanzlage Kommunen zu erhalten. Das
sei eine alte Forderungen des Städtetages.

Im 350 Seiten langen Bericht gibt es
zwei Schlüsselsätze: Erstens im Kapitel
Haushaltssituation „Die Haushaltssituati-
on der Stadt Köln ist strukturell defizitär“
und zweitens im Kapitel Bauaufsicht „In
Köln ist eine regelmäßige Aufgabenerfül-
lung nicht gegeben, da die gesetzlichen
Frist- und Prüfungsvorgaben bei der Ein-
gangsprüfung […] oft nicht eingehalten
werden.“

In Hinsicht auf die Haushaltssituation
stellt die gpa fest, dass die Verringerung
des städtischen Defizits eher auf die gute
Entwicklung bei der Gewerbesteuer durch

die jahrelange Hochkonjunktur und auf
die Entwicklung der Schlüsselzuweisun-
gen zurückzuführen sei als auf Konsolidie-
rungsmaßnahmen der Stadt Köln. Die gpa
hält sich zwar bei den Vorschlägen etwas
zurück, macht aber deutlich, dass die Ein-
nahmen verbessert werden sollten, u.a. bei
den Gebühren und der Gewerbesteuer. Die
gpa bestätigt mit Ihrer Einschätzung indi-
rekt die Untersuchungen des difu und des
FiFo, nach denen Köln ein jährliches Inves-
titionsdefizit von 460 Mio. Euro hat.

Um eine Lösung für dieses Einnahme-
defizit drücken sich die Oberbürgermeiste-
rin und die diversen Haushaltsbündnisse
seit vielen Jahren herum. Es gibt keine
Strategie, keinen roten Faden, die Einnah-
men zu erhöhen. In anderen großen Städ-
ten wie München oder Frankfurt haben
sich die Oberbürgermeister einer struktu-
rellen kommunalen Investitionstätigkeit,
mit der auch mittelfristige Einnahmestei-
gerungen verbunden sind, als Chefsache
verschrieben. Das betrifft z. B. die Woh-
nungspolitik, die Industrie- und die Klima-
politik. Die großen Investitionen in Köln
sind dagegen unnötige Prestigeprojekte
wie die Historische Mitte. Hier muss ein
Sinneswandel geschehen, damit Köln lang-

fristig mehr Einnahmen erzielen kann.
Die Probleme bei den Baugenehmigun-

gen gibt es schon seit vielen Jahren. Dass
Köln im NRW-Vergleich an letzter Stelle
steht, kann nicht verwundern.

Die Annahme, dass die Umstellung auf
ein digitales Aktensystem zu schnellen
Verbesserungen führen würde, war blau-
äugig. Bei diesem großen Umstellungspro-
zess braucht die Verwaltung mehr Unter-
stützung, Personal und Zuspruch! Die Fest-
stellung der gpa, in Köln sei „eine regelmä-
ßige Aufgabenerfüllung nicht gegeben“, er-
höht ungemein den Druck auf den zustän-
digen Dezernenten. Schnelle Verbesserun-
gen sind nötig! Seit dem der Bericht der
gpa dem Stadtvorstand bekannt ist, gibt es
hektische Aktivitäten, weil die gpa nicht
ohne Grund auf nicht erfüllte Dienstleis-
tungen hinweist.

Die Kölner Verwaltung hat Stärken
und Schwächen, das zeigt der Bericht. Wir
brauchen eine Strategie, um die Einnah-
men zu erhöhen und konkrete Verbesse-
rungen in einzelnen Bereichen des Verwal-
tungshandelns zu erzielen. Die allgemeine
Verwaltungsstrukturdiskussion kann das
nicht bewirken. Die Zeit drängt!

Jörg Detjen


